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das VcrkaufsangeboL verringerl und damit die Ladenslraße für 
dje Käufer uninlcrcssanter wird, verlieren Schaufensterfronten 
ihre bis dahin allraklive Durchgängigkeit, womit auch ein Ab­
trennen bestimmter Geschäftslagen vom übrigen Teil verbunden 
sein kann. ls jst zu befürchten, daß sich der wirtschaftliche 
NiedergRng d\eser abgetrennten Teile in beschleunigter Weise 
v o 11 z i e h t . D..i m i t b e s t e h t d i e G e f a h r d e s F u n k t i o n s v e r l u s t e s 

der gesamlcn Ladenstraße. 

Neben der gewerblichen Nutzung soll auch die Wohnfunktion 
erhalten bleiben, da eine ausreichende Anzahl von Wohnungen 
zur notwendigen Belebung der Ladenstraße nach Geschäfts­
schluß beilrägt. Tm Kerngebiet werden aus diesem Grunde ober­
halb des Erdgeschosses Wohnungen für zulässig erklärt. 

1.3.3 Gestallung 

Der Straßenzug Sladtweg-Kornmarkt-Mönchenbrückstraße ist 
Teil der hislorischen Entwicklungsachse, die zwischen den 
bestimmenden Zentren Schloß und Dom/Altstadt entstand. Der 
Straßenzug ist deshalb von außerordentlicher stadt- und 
bauhislorjscher Bedeutung. 
Dem Ziel der Erha)tung des überkommenen Straßenbildes dient 
die Markierung der vorhandenen Gebäudeflucht mit einer Bau­
linie, die Festsetzung der geschlossenen Bauweise und diffe­
renzierter Geschoßzahlen sowie die Formulierung baugestalte­
rischer. Festsetzungen. 
Zusäizlich 7u den im 8.-Plan enthaltenen baugestalterischen 
Festsetzungen ist die rechtsverbindliche Gestaltungssatzung 
der Stadt Schleswig für einen Teil des Stadtweges, den Korn­
markt und die Mönchenbrückstraße zu berücksichtigen. 

Der Planbereich grenzt im Süden an das Sanierungsg�biet 
''Altstadt I" rnit seiner Grünanlage um den Kälberteich. Es 
ist notwendig, daß das Plangebiet hierhin einen baulichen 
Abschluß findet. 

Durch die Festselzung einer straßenbegleitenden Bebauung 
entlang der SLraße "Am Lornsenpark" wird die Fassung zweier 
Baublöcke zwischen Plessenstraße und Lornsengang und 
Lornsengang und Mühlenbach ermöglicht. 
Innerhalb des letztgenannten Baublocks sieht der B.-Plan eine 
"Inselbebauung" vor, die bisher im Konzept des städtebauli­
chen Rahmenplanes keine Berücksichtigung fand. Mit der Fest­
setzung dieser Bebauung wird das Ziel verfolgt, dem Blockinnen­
bereich, für den dje Entwicklung zum "Kaufmannshof" bereits 
eingeleilel wurde, mehr Gewicht zu geben und dem Entstehen 
einer relativ großen Freifläche entgegenzuwirken, die, da sie 
aus mehreren Einzelgrundstücken besteht, sonst schwer einer 
befriediqcnden GestaJtung zuzuführen ist. Die durch diesen Um­
stand erh�hle bauliche Verdichtung bedingt die Ausweisung des 
gesamten Baublocks als Kerngebiet (MK). 
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Die Instandsetzung, die Veränderung und die Vernichtung 
eines eingetragenen Kulturdenkmals ist darüber hinaus gemäß 
§ 9 (1) DSchG genehrnigungspflichlig, ebenso die'Veränderung
der Umgebung eines eingetragenen Kulturdenkmals (Umgebungs­
schutz).

3.2 Archäologische Denkmäler 

Das Plangebiet Jiegt im mittelalterlichen Siedlungsbereich. 
Mögliche Funde und Befunde können wichtige archäologische 
Quellen sein und müssen vor der Ausführung tiefgründiger Bau­
maßnahmen fachgerecht beobachtet werden und wenn erforder­
lich durch wissenschaftliche Ausgrabungen untersucht werden. 
Es ist frühzeitig eine Abstimmung unmittelbar mit dem 
Archäologischen Landesmuseum (Tel.: 813345 oder 813300) her­
beizuführen. 

4. Bodenordnende Maßnahmen

Die im Geltungsbereich des Bebauungsplanes erfaßten Flur­
stücke sowie die Eigentumsverhältnisse sind im Eigentümer­
verzeichnis mit den erforderlichen Daten aufgeführt.

Die stadteigenen Flurstücke werden zur Durchführung der
Planung

zur Verfügung gestellt. 

Die von der Neuordnung betroffenen, nicht stadteigenen 
Flächen sollen möglichst im Wege freiwilliger Vereinbarun­
gen ( Tausch, Kauf) erworben werden. Wo dies nicht recht­
zeitig oder zu nicht tragbaren Bedingungen möglich sein 
sollte, wird das Enteignungsverfahren nach§§ 85 ff. BauGB 
angewendet werden, damit die Planungsabsichten des Bebauungs­
planes verwirklicht werden können. 

5. Maßnahmen der Ver- und Entsorgung
--------------------------------

5.1 Die Versorgung mit Trinkwasser erfolgt durch Anschluß
an das Wassernetz der Stadtwerke. 

5.2 Die Versorgung mit elektrischer Energie und mit Erdgas 
erfolgt aus dem Netz der Stadtwerke. 

5.3 Die Abwasserbeseitlgung erfolgt nach Maßgabe der orts­
rechtlichen Bestimmungen im Trennsystem für Regen- und 
Schmutzwasser. Die Reinigung des Schmutzwassers aller 
Grundstücke erfolgt in der zentralen städtischen Klär­
anlage. 

5.4 Fur die Hausmüll- und Abfallbeseitigung gelten die 
ortsrechtlichen Regelungen der Stadt Schleswig 
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5.5 Für Feuerlöscheinrichtungen werden jm Bereich der 
Straßen Hydranten der städtischen zentralen Wasserver­
sorgungsanlagen in ausreichender Zahl insta+liert. 

5.6 Die Verlegung von Telefon- und Breitbandkabeln erfolgt 
durch 9ie Bundespost. 

5.7 Für die Straßen- und Wegebeleuchtung werden Stand­
leuchten in ausreichender Zahl aufgestellt. 

6. Erschließungskosten

Die Grundstücke des Plangebietes sind weitgehend erschlos­
sen. Für noch ausstehende Maßnahmen

übernimmt die Stadt den nach dem BauGB erforderlichen 
Mindestanteil. 

Schleswig, den 

STADT SCHLESWI.G 
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'<laus Nlelsky 
Btirqermeister 


